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(Entschliefungen, Empfehlungen und Stellungnahmen)

EMPFEHLUNGEN

RAT

Empfehlungen des Rates

»Forderung des Einsatzes grenziiberschreitender Videokonferenzen im Bereich der Justiz in den
Mitgliedstaaten und auf EU-Ebene und Austausch entsprechender bewihrter Vorgehensweisen*

(2015/C 250/01)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

UNTER HINWEIS AUF:

1. die Strategie fiir die europdische E-Justiz (2014-2018), die der Rat (Justiz und Inneres) am 6. Dezember 2013 ange-
nommen hat (!);

2. Nummer 59 der Strategie fiir die europdische E-Justiz (2014-2018), unter der es wie folgt heifit: ,Erforderlichenfalls
konnen die Mitgliedstaaten, die an bestimmten Projekten beteiligt sind, in informellen Gruppen zusammenkommen,
um die Arbeit in den jeweiligen Bereichen voranzutreiben. (...)";

3. den mehrjihrigen Aktionsplan fiir die europdische E-Justiz (2014-2018), den der Rat (Justiz und Inneres) am 6. Juni
2014 angenommen hat (3);

4. die Leitlinien fir die Durchfihrung des mehrjihrigen Aktionsplans fur die europdische E-Justiz (2014-2018), die
der Rat (Justiz und Inneres) am 4. Dezember 2014 gebilligt hat (}) und in denen konkrete Schritte fiir die Weiterver-
folgung des Aktionsplans durch die Gruppe ,E-Recht* (E-Justiz) aufgefiihrt sind, einschlieflich der Einsetzung einer
informellen Gruppe zu grenziiberschreitenden Videokonferenzen;

5. die Ergebnisse der Arbeit der informellen Gruppe zu grenziiberschreitenden Videokonferenzen, die im Schlussbe-
richt () enthalten sind, der der Gruppe ,E-Recht (E-Justiz) vorgelegt wurde —

ERKENNT Folgendes AN:

6. Videokonferenzen sind ein niitzliches Instrument, das nicht nur auf nationaler Ebene, sondern auch insbesondere
bei grenziiberschreitenden Sachverhalten, an denen mehrere Mitgliedstaaten und sogar Drittstaaten beteiligt sind, ein
grofles Potenzial aufweist. In grenziiberschreitenden Fillen ist die reibungslose Kommunikation zwischen den Justiz-
behoérden der Mitgliedstaaten von grofiter Bedeutung. Videokonferenzen sind ein moglicher Weg zur Vereinfachung
und Forderung dieser Kommunikation. Die Vorteile von Videokonferenzen sind im Unionsrecht anerkannt, in dem
ihr Einsatz unter anderem bei der grenziiberschreitenden Beweisaufnahme in Zivil- und Handelssachen () und in
Verfahren fiir geringfiigige Forderungen (%) geférdert wird oder in dem Vorgehensweisen fiir ihren Einsatz in Straf-
verfahren (7) geregelt sind.

ABL. C 376 vom 21.12.2013, S. 7.
ABL. C 182 vom 14.6.2014, S. 2.
Dok. 15771/14.

auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder Handelssachen (ABL L 174 vom 27.6.2001, S. 1).

(°) Verordnung (EG) Nr. 861/2007 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 zur Einfithrung eines europiischen
Verfahrens fiir geringftigige Forderungen (ABL L 199 vom 31.7.2007, S. 1).

() Ubereinkommen vom 29. Mai 2000 iiber die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Mitgliedstaaten der Europdischen Union.
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7. Videokonferenztechnik kann bei allen Arten von Gerichtsverfahren (sowohl in Straf- als auch in Zivil-/Handelssa-
chen) eingesetzt werden und bietet Gerichten und Staatsanwaltschaften grofere Flexibilitdt, wenn es darum geht, die
Aussage von Opfern und Zeugen einzuholen, Gutachten von Sachverstindigen zu horen und Einlassungen von Ver-
dichtigen und Beschuldigten aufzunehmen. Videokonferenzen kénnen dazu beitragen, dass die Stressbelastung fiir
schutzbediirftige Zeugen, wie beispielsweise Kinder, verringert wird. Auflerdem kann auf Reisen verzichtet werden,
wenn Opfer, Zeugen oder Sachverstindige aus anderen Mitgliedstaaten zu héren sind. Sie ermoglichen es auch, dass
unmittelbare und wirksame Schutzrechte — wie das Recht auf Dolmetschleistungen, das Recht auf Rechtsbelehrung
und das Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand, wenn der Verdichtige an einem weit entfernten Ort (z. B. auf
hoher See) festgenommen wird — gewihrt werden. Mit dem Einsatz dieser Technik lassen sich fiir die einzelstaatli-
chen Behorden auch die Kosten fiir Vernehmungen verringern. Es konnen betrachtliche Kosten- und Sicherheitsvor-
teile erzielt werden, wenn sich die Verbringung festgenommener Personen vermeiden lasst.

8. Die Mitgliedstaaten der EU haben im Rahmen der europaischen E-Justiz bereits damit begonnen, zusammenzuarbei-
ten, um den Einsatz von Videokonferenzen zu fordern und Erfahrungen und bewihrte Vorgehensweisen auszutau-
schen. Diese Arbeit wird unter anderem im Rahmen der Gruppe ,E-Recht (E-Justiz) auf EU-Ebene durchgefiihrt.

9. Die bislang auf nationaler Ebene und auf EU-Ebene im Rahmen des ersten Aktionsplans fiir die europdische E-Justiz
(2009-2013) geleistete Arbeit in Bezug auf Videokonferenzen hat bereits zu spiirbaren Ergebnissen gefithrt. Das
Europiische Justiz-Portal bietet in allen Amtssprachen Informationen iiber die Nutzung von Videokonferenzeinrich-
tungen in Gerichtsverfahren bei grenziiberschreitenden Sachverhalten, einschlieflich eines Leitfadens, und zu den
meisten Mitgliedstaaten einschligige Kontaktangaben.

10. Mit dem zweiten mehrjdhrigen Aktionsplan fur die européische E-Justiz (2014-2018) soll auf der bereits geleisteten
Arbeit aufgebaut und diese positive Entwicklung auf nationaler und europdischer Ebene fortgesetzt werden. Diese
Arbeit ist auch als Teil einer breiteren Entwicklung im Hinblick auf die Modernisierung der Justiz in der EU zu
sehen, bei der der bestehende Rechtsrahmen in diesem besonderen Bereich und das Erfordernis, die in den Mitglied-
staaten und auf EU-Ebene bestehenden Verfahrensgarantien zu wahren, beriicksichtigt werden;

BETONT Folgendes:

11. Im mehrjihrigen Aktionsplan fur die europdische E-Justiz (2014-2018) ist dargelegt, dass der Zugang zu Gerichten
und der Riickgriff auf aufSergerichtliche Verfahren bei grenziiberschreitenden Sachverhalten durch elektronische Mit-
tel fur die Kommunikation zwischen Gerichten und Verfahrensbeteiligten wie Zeugen, Opfern, Sachverstindigen
und anderen Beteiligten erleichtert werden sollte.

12. Dariiber hinaus soll die Nutzung von Videokonferenzen, Telekonferenzen oder anderer geeigneter Mittel fur die
Kommunikation iiber grofe Entfernungen fiir miindliche Verhandlungen gegebenenfalls ausgeweitet werden, damit
es nicht mehr erforderlich ist, zu einem Gericht zu reisen, um insbesondere in grenziiberschreitenden Fillen an
einem Gerichtsverfahren teilzunehmen, und damit auf diese Weise durch die Verringerung der Kosten und des Auf-
wands zu einem wirksamen Zugang zur Justiz beigetragen wird.

13. Die zukiinftige Arbeit in diesem Bereich sollte, wie im mehrjihrigen Aktionsplan fur die europiische E-Justiz
(2014-2018) dargelegt, ausgeweitet werden, damit die Organisation und Durchfithrung von grenziiberschreitenden
Videokonferenzen in allen Mitgliedstaaten weiter erleichtert wird, indem die Nutzung von IT-Instrumenten zur
Unterstiitzung und Organisation von Videokonferenzen geférdert und die Interoperabilitit fir Videokonferenzen
verbessert wird. Dazu sollte auch gehoren, dass ein gemeinsames Formular fiir die Beantragung/Bestitigung einer
grenziiberschreitenden Videokonferenz entworfen wird. Auerdem sollte die Einrichtung eines Netzes fur den Aus-
tausch von Erfahrungen und bewihrten Vorgehensweisen bei Videokonferenzen, einschlielich der Schulung, in
Erwigung gezogen werden. Die Beteiligung von Angehorigen der Rechtsberufe wie Richter, Staatsanwilte, Anwilte,
Mediatoren und Gerichtsdolmetscher an dieser Arbeit sollte beriicksichtigt werden;

BEGRUSST

14. die von der Expertengruppe zu grenziiberschreitenden Videokonferenzen durchgefithrte Arbeit, mit der zur Verbes-
serung des allgemeinen Funktionierens des E-Justiz-Systems in den Mitgliedstaaten und auf europiischer Ebene bei-
getragen werden soll. Die Expertengruppe wurde im Januar 2014 unter oOsterreichischer Federfihrung mit dem Ziel
eingesetzt, die praktische Durchfithrung grenziiberschreitender Videokonferenzen zu férdern und bewihrte Vorge-
hensweisen und Fachwissen iiber organisatorische, technische und rechtliche Aspekte auszutauschen;

15. den im Mirz 2015 vorgelegten Schlussbericht der Expertengruppe mit spezifischen Empfehlungen fir die zukiinf-
tige Arbeit in diesem Bereich;
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NIMMT Folgendes ZUR KENNTNIS:
a) Expertengruppe

16. Die Expertengruppe hat in ihrem Schlussbericht eine Reihe technischer, organisatorischer und rechtlicher Hinder-
nisse fiir die Nutzung von Videokonferenzeinrichtungen durch die Mitgliedstaaten bei grenziiberschreitenden Sach-
verhalten umrissen. Es hat sich gezeigt, dass zwar bestehende rechtliche Anforderungen geachtet werden miissen,
die meisten unmittelbaren Probleme bei grenziiberschreitenden Sachverhalten aber eher organisatorischer und tech-
nischer Art sind. Vor allem diese Fragen sollten entweder kurz- oder mittelfristig vorrangig angegangen werden.

b) Europiisches Justiz-Portal

17. Dariiber hinaus sollten die auf dem Europiischen Justiz-Portal verfiigbaren Informationen aktualisiert und erginzt
werden. Insbesondere konnte in der Zukunft Folgendes hinzugefigt werden: Links zu Rechtsvorschriften der EU
und der Mitgliedstaaten {iber den Einsatz von Videokonferenzen; konsolidierte Angaben zu allen Gerichten mit
Videokonferenzeinrichtungen in den Mitgliedstaten; Instrumente fiir die praktische Organisation von Videokonferen-
zen (elektronische Formulare, unter Umstinden langfristig ein Reservierungssystem); Links zu einzelstaatlichen
Anweisungen oder Leitfiden, sofern verfiigbar; ein Bereich mit Beispielen fur Videokonferenzen in grenziiberschrei-
tenden Verfahren und eine Sammlung bewéhrter Vorgehensweisen; Informationen zu Schulungen und Online-Schu-
lungsmodule sowie ein Link zu den vernetzten Dolmetscherdatenbanken, sofern verfigbar.

¢) Synergien mit anderen Projekten

18. Potenziellen Synergiceffekten mit anderen Projekten wie e-CODEX, den AVIDICUS-Projekten (Verdolmetschung
wihrend einer Videokonferenz) und dem Europidischen Netz fur die Aus- und Fortbildung von Richtern und Staats-
anwilten sollte ebenfalls Rechnung getragen werden. Zusitzlich zu den auf dem Europdischen Justiz-Portal verfiig-
baren Informationen sollte so weit wie moglich auch bereits vorhandenes niitzliches Material aus anderen Quellen,
einschlieflich der Mitgliedstaaten und Eurojusts, genutzt werden.

d) rechtliche Aspekte

19. Videokonferenzen sind durch internationale Ubereinkiinfte und mehrere Rechtsakte der EU wie die Verordnung
iiber die Beweisaufnahme in Zivil- und Handelssachen, die Verordnung zur Einfithrung eines europdischen Verfah-
rens fur geringfiigige Forderungen und in jiingster Zeit die Richtlinie iiber die Europdische Ermittlungsanordnung in
Strafsachen rechtlich anerkannt worden.

20. Der Einsatz von Videokonferenzen bewirkt fur Verdichtige, Opfer, Zeugen und schutzbediirftige Personen zwar
einen zusitzlichen Schutz, jedoch sollte sichergestellt werden, dass sich Videokonferenzen nicht nachteilig auf die
Verteidigungsrechte auswirken; es muss daher besonders darauf geachtet werden, dass die Grundsitze der Unmittel-
barkeit, der Waffengleichheit und des rechtlichen Gehors geachtet werden. Dies bedeutet, dass Ausriistung zu ver-
wenden ist, die auf dem neusten Stand ist, damit ausreichende Video- und Audioqualitit erzielt wird, und die im
Verhiltnis zur Sensibilitdt des Falles sicher ist.

21. Die Auswirkungen legislativer Entwicklungen — einschlielich vor allem der Richtlinie iiber die Europaische Ermitt-
lungsanordnung in Strafsachen, in der ein genaues Verfahren fiir den Einsatz von Videokonferenzen in Strafsachen
festgelegt ist — auf die verschiedenen Verfahrensvorschriften und -garantien im Anordnungs- und Vollstreckungs-
staat werden daher zu prifen sein. Zu den weiteren rechtlichen Fragen hinsichtlich Videokonferenzen gehort auch
die Identifizierung der zustindigen Behorden;

RUFT DIE MITGLIEDSTAATEN AUF,

22. in Erwidgung zu ziehen, auf nationaler Ebene die folgenden Mafnahmen durchzufithren, um die Interoperabilitdt
zwischen den Mitgliedstaaten zu verbessern:

a) organisatorische Aspekte

a) Einfithrung einer nationaler Kontaktstelle oder gegebenenfalls mehrerer nationaler Kontaktstellen fur Video-
konferenzen in jedem Mitgliedstaat. Entsprechende Verbesserung und Aktualisierung — erforderlichenfalls in
enger Zusammenarbeit mit der Kommission — der Informationen auf dem Europiischen Justiz-Portal (iiber
die europiische Gerichts-Datenbank) zu nationalen Videokonferenzeinrichtungen, nationalen Kontaktstellen
fir Videokonferenzen und den einschlagigen zustindigen Gerichten. Verbesserung der Organisation der Kon-
taktstellen auf nationaler Ebene und auf Gerichtsebene;

b) in Bezug auf individuelle Videokonferenzen Vereinbarung einer gemeinsamen Sprache, sofern angezeigt,
zusammen mit angemessenen Ubersetzungs- und Dolmetschdiensten und Vereinbarung der Zeitzone, die fiir
die Festsetzung des Beginns der Videokonferenz zugrunde gelegt wird. Ist bei einer Videokonferenz die
Unterstiitzung durch Dolmetscher erforderlich, so sollten die Mitgliedstaaten die Empfehlungen gemifs den
AVIDICUS-Projekten kennen und diesen so weit wie moglich folgen;
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¢) unbeschadet der Unabhingigkeit der Justiz und der Unterschiede in der Organisation des Justizsystems inner-
halb der Union Anbieten wirksamer Schulungen fur potenzielle Nutzer, einschliefSlich Richter und Staatsan-
wilte, um ihr Vertrauen und ihre Fahigkeit, eine grenziiberschreitende Videokonferenz durchzufiihren, zu
starken;

b) technische Aspekte

d) Einrichtung wirksamer Mechanismen, einschlieflich eines verbesserten Formulars fiir den effektiven Aus-
tausch variabler und/oder vertraulicher Videokonferenzparameter, in Verbindung mit 6ffentlichen und stati-
schen Informationen tber Videokonferenzeinrichtungen fiir jeden einzelnen Mitgliedstaat, die auf dem Euro-
pdischen Justiz-Portal zu verdffentlichen sind;

e) Erstellung praktischer Leitlinien zu den empfohlenen technischen Standards fir die Nutzer und fiir das Perso-
nal, das technische Planung durchfiihrt und Unterstiitzung leistet;

f) Verbesserung der Interoperabilitit zwischen Mitgliedstaaten, indem systematische Praxistests zwischen Paaren
von Mitgliedstaaten durchgefithrt werden, um die Arbeitsparameter zu dokumentieren. Diese konnen dann
wiederverwendet werden, um zuverldssigere Videokonferenzen zwischen Mitgliedstaaten mit ausreichender
Audio- und Videoqualitit durchzufiihren;

g) als Mindestanforderung Einfithrung der folgenden technischen Standards zur Verbesserung der Qualitit von
Videokonferenzen:

— Verwendung eines hardwaregestiitzten Videokonferenzsystems (H.323/SIP-Videokonferenz);
— IP-gestiitzte Videokonferenzen;

— Verwendung einer Infrastruktur fiir Firewall-Traversierung;

— Verwendung verschliisselter Verbindungen (AES-128);

— Empfang der Prasentation als Duo-Video (H.239) (');

¢) rechtliche Aspekte

h) Bewertung der Auswirkungen angenommener EU-Instrumente, wie der Richtlinie iiber die Europdische
Ermittlungsanordnung in Strafsachen vor dem Hintergrund der gegenwirtigen Verfahrensregeln;

ERSUCHT DIE GRUPPE ,E-RECHT* (E-JUSTIZ),

23. mit der Sondierung praktischer Moglichkeiten und Losungen fiir ein koordiniertes Konzept im Hinblick darauf zu
beginnen, eine Zusammenarbeit im Bereich der Videokonferenzen mit Drittstaaten zusitzlich zu den bilateralen
Kontakten einzuleiten, die die Mitgliedstaaten bereits auf diesem Gebiet unterhalten;

24. die Arbeit fortzufithren, die im Rahmen der Expertengruppe zu grenziiberschreitenden Videokonferenzen aufge-
nommen wurde, indem ein Netz der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten unter Federfithrung der in der
Gruppe ,E-Recht“ (E-Justiz) eingerichtet wird, damit Erfahrungen und bewihrte Vorgehensweisen in Bezug auf Vide-
okonferenzen, einschlieBlich Schulung, auf der Grundlage eines von der Expertengruppe vorzulegenden Vorschlags
ausgetauscht werden. Dieses Netz sollte

a) die Verbesserung der Nutzung von Videokonferenzeinrichtungen auf europiischer Ebene durch die Schaffung
gesicherter ,virtueller Videokonferenz-Sitzungssile, in die sich die teilnehmenden Mitgliedstaaten einwahlen
konnen, priifen;

b) eine genaue Beschreibung der einzelnen Schritte (,Protokoll”) bei der Vorbereitung und der Durchfihrung grenz-
tiberschreitender Videokonferenzen erstellen, die die typischen justiziellen Anwendungsfille fiir grenziiberschrei-
tende Videokonferenzen beriicksichtigt und alle erforderlichen organisatorischen, technischen und justiziellen
Aspekte vereint;

¢) den Nutzern in Bezug auf typische justizielle Anwendungsfille, in denen aus einer verstirkten und besseren Nut-
zung grenziiberschreitender Videokonferenzen der grofite Nutzen gezogen wiirde, Orientierungshilfe geben;

d) die elektronische Ubersendung von Formularen fiir Ersuchen um grenziiberschreitende Rechtshilfe durch die
Kombination dynamischer Formularfunktionen des Europdischen Justiz-Portals mit e-CODEX, beispielsweise For-
mulare fiir ,direkte Beweisaufnahme*“ und fiir ,indirekte Beweisaufnahme®, verbessern;

(") Hinweis: Es kann erforderlich sein, ISDN als Backup-Losung zu verwenden, wenn IP bei einem Videokonferenz-Partner noch
nicht unterstiitzt wird.
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e) Instrumente konzipieren, die den Justizbehorden dabei helfen, die fir die Durchfithrung einer bestimmten Video-
konferenz geltenden Rechtsinstrumente zu identifizieren;

f) Instrumente konzipieren, die den Justizbehorden dabei helfen, die fiir die Durchfithrung einer bestimmten Video-
konferenz zustindige Behorde zu identifizieren;

g) angeben, welche Vorkehrungen getroffen werden sollten, damit die Verfahrensgarantien bei der Ausiibung der
Verteidigungsrechte gewahrt werden, und

h) die Nachhaltigkeit der Arbeit dadurch gewihrleisten, dass
— die Durchfihrung von Verbesserungsmaffnahmen und -vorhaben tiberwacht wird,
— Neuheiten der Videokonferenztechnik beobachtet werden,
— neue Maffnahmen und Projekte fiir weitere Verbesserungen vorgeschlagen werden;

ERSUCHT DIE EUROPAISCHE KOMMISSION,

25. den Schlussbericht der Expertengruppe zu grenziiberschreitenden Videokonferenzen auf dem Europdischen Justiz-
Portal zu veroffentlichen, damit er bei den Angehorigen der Rechtsberufe und bei sonstigen interessierten Kreisen
stirkere Verbreitung findet;

26. die Durchfithrung der unter Nummer 22 genannten Maffnahmen auf nationaler Ebene, mit denen die grenziiber-
schreitende Interoperabilitit von Videokonferenzeinrichtungen sichergestellt werden soll, finanziell zu unterstiitzen,
insofern dies im Einklang mit den einschldgigen Finanzierungsinstrumenten einen Mehrwert auf europaischer Ebene
erbringt.




	Empfehlungen des Rates — „Förderung des Einsatzes grenzüberschreitender Videokonferenzen im Bereich der Justiz in den Mitgliedstaaten und auf EU-Ebene und Austausch entsprechender bewährter Vorgehensweisen“ (2015/C 250/01)

